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Verkündet am 1 .̂ 1» I960 
gez. Dingler, Amtmann, 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

J\'i KAilL; DBS VOLKLS !
In dem Kormenkontrollv^rfahren^

; es Studenten Herbert S p i l l  e , Licht«* esenv;eg 5, Zimer 104, 
' 100 Darmstadt,

Antragstellers,
evollmächtigte: Rechtsanwälte Becker und Dr. hauck, 

j Barfüßertor 25, 3550 Marburg,

g e g e n

lie Technische Hochschule D a r m s t a d t ^  vertreten durch ihren Präsidenten, harolinenpla i-z 5,
5100 Darmstadt,

Antragsgegnerin,
Eeigelscen: Das Land Hessen,.— —  ‘ vertreten durch den Hessischen Kultusminister,

Luisenplatz 10, 6200 Wiesbaden
wegen Anfechtung einer WahlOrdnung
hat der VI. Senat des Hessischen Verwa!tungsgerichtshofes aufgrund 
der nünoTlcHen' Verhandlung vom 7. Januar 1930 durch den Vorsitzenden 
Richter am Hess.VGH Dr. v/iechens, die Richter am Kess. VC-H. JOr.Heitsch' 
Becker und Döring sowie die an'"den Hess.VGH atgccröneue Richterin 
ein VG Kassel Dr. Dietrich-Schirrmann für Recht erkennt:

Die §9 2 Abs. 1 Satz 2, 20 Abs. 1 und /bs. k 
Satz"2, 20 a Abs. 2 der Wahlordnung der Tech­
nischen Kochschule Barmstedt - ,’OILD - vc*n 
23. 3. 1979 (ABI. des Hess. Kultusministers 
1979 s. 214) werden für nichtig erklärt; § 27 
'„’Oi'HD wird insoweit: fürTrichtrg erklärt, als 
er auf die vorbezeiebneten Bestimmungen Bezug 
nimmt.
Die Kosten des Verfahrens werden der Antrags- 
gegnerin und dem Beigeladenen je zur Hälfte
pu-?Pi •"! PPX .

A a i # .

auferlegt.
An den Präsidenten der 
Technischen Hochschule Darmstadt Karolinenplatz 5

OER PRÄSIDENTOFR TFCHN. HOCHSCHULE OARMSTAOT

6100 Darmstadt 
zu: IB-10-7-2
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T a t b e s t a n

Der Antragsteller begehrt mit seinen am 12. Juni 1979 ein­
gegangenen Normenkontrollantrag die Feststellung der Un­
gültigkeit der §§ 2 Abs. 1 Satz 2 und 20 Abs. 1 sowie - teil' 
weise - des § 27 der Wahlordnung der Technischen Hochschule 
Darnstadt - WOTHD - vom 28.. März 1979 (Amtsblatt des Hessi­
schen Kultusministers 1979 Seite 214).
Die Vorschriften lauten:

§ 2
Wahlverfahren, allgemeine Bestimmungen

 ̂1) Die Mitglieder des Konvents werden in getrennten 
Wahlgängen (Gruppenwahl) unmittelbar in freier, 
gleicher und geheimer Wahl und, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, nach den Grundsätzen, 
aer personalisierten Verhältniswahl (Listenwahl) gewählt. Die Wahl wird als Briefwahl mit nach­
folgender Urnenwahl durchgeführt.

(2) ....
(3) .....  ’
(4) .....

§ 20

Briefwähl
(1) Die Briefwahlunterlagen

a) 1 Wahlschein mit anhängender "Erklärung zur 
Briefwähl"

b) 1 Stimmzettel je Wahl
c) 1 Wahlumschlag (farbig)
d) 1 Wahlbriefumschlag (weiß)
werden jedem Wahlberechtigten rechtzeitig vor der Wahl zugesandt bzw. ausgehändigt.

(3)
(4)
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§ 27
Wahlen zu den Fschbercicnsratcn

Für die Wahlen zu den Fechcereicusrr? ten^gelten 
die 1 bis 26 /bs. 4 entsprechend,_sofern 
nachfolgend nichts anderes bestimmt, ist.

Die WOTHD ist vom Hessischen Kultusminister im Wege der Er-., 
satzvornahme erlassen worden. Sie behält in vielen Bestim­
mungen den Wortlaut der vom Konvent der Antragsgegnerin am 
14. Februar 1979 beschlossenen Wahlordnung bei, weicht aber 
unter anderem in den Bestimmungen ab, die den Gegenstand die­
ses Verfahrens bilden.

Zu der Ersatzvornahme kam cs wie folgt: Der Präsident der 
Antragsgegnerin hatte den Hessischen Kultusminister mit 
Schreiben vom 20. Februar 1979 gebeten, die von Konvent 
beschlossene Wahlordnung zu genehmigen. Der Hessische Kul-# 
tusnir.ister versagte die Erteilung, der Geijeiunigmg durch 
Erlaß vom 7. März 1979 und ordnete zugleich an, daß der 
Konvent der Antragsgegnerin bis zum 23. Harz 19/: eine 
Wahlordnung beschließen möge, die für die Wahlen zum Kon­
vent und zu den Fachbereichsräten grundsätzlich die Bricf- 
wahl versehe, andernfalls er - der Hessische Kultes:35nister - 
selbst eine entsprechende Wahlordnung erlassen werde. Die so­
fortige Vollziehung dieser. Erlasses ordnete er er.. Der Prä­
sident der Antragsgegnerin teilte dem Hessischen ‘vlt.us- 
u;.uist:-r daraufhin unter den 22. : ärz 1977 mit, daß der : cn- 
vent zu einer Sitzung am 21. Harz 1979 ein­
berufen, er ober nicht beschlußfähig gewesen und 
eine weitere Sitzung des Konvents inner'.'.alb der ge setzten 
Frist nicht vorgesehen sei. Daraufhin erließ der Hessische 
Kultusminister die WOTHD unter Bezugnahme auf 19 Abs. 3 • 
Sa.tz 2 des Hessischen Bochschulgcsetzes und ordnete eie so­
fortige Vollzielrurig mit der Begründung an, die Wahlordnung 
müsse, wenn die Wahlen an der Antragsgegnerin innerhalb der 
Frist des £ 63 Sa.tz 3 des Hessischen Hochschulgesstzes durch­
geführt werden sollten, spätestens in der April aus,ga.be seines 
Amts:.! attes erscheinen.
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Der Antragsteller ist eingetragener Studierender bei der An- 
xragsgegnerin. Er ist außerdem Mitglied des Allgemeinen 
denter.ausschusses - AStA - der Studentenschaft der Antregsgeg- 
nerin. Er hält die §§ 2 Abs. 1 Satz 2 und 2Ö Abs. 1 WOTriD es- 
h.,lb für ungültig 7" weil die Einführung der Brief wähl "als^

der~~Jmenwahl als Ausnahme ("Briefwähl mit nac - .
^g^grTuraenwahl») gegen höherrangiges Recht verstoße.
Die Bestimmung des § 27 WOTHD sei insoweit ungültig, als 
sie für die Wahlen zu den Fachbereichsräten auf die §§ 2 
Abs. 1 Satz 2 und 20 Abs. 1 WOTHD verweise. Im einzelnen 
trägt der Antragsteller vor:

Die angefochtenen Bestimmungen beruhten zwar auf § 15 Abs. 1 
Satz 2 Halbsatz 2 des Hessischen Hochschulgesetzes, wonach 
bei Wahlen zum Konvent und zum Fachbereichsrat allen Wahl­
berechtigten Unterlagen für die Briefwahl zuzusenden seien. 
Diese Vorschrift verstoße jedoch ihrerseits gegen höherrangi- 
ges Recht. Denn einmal überschreite sie den in § 39 des Hoc 
schulrahmengesetzes gesetzten Rahmen, weil dort nur die 
"Möglichkeit" einer Briefwahl vorgesehen sei, wobei der Bun­
desgesetzgeber im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens </on der 
zunächst vorgesehenen automatischen Zusendung der Br_ex,a. 
unterlagen an alle Wahlberechtigten nicht ohne Absicht Ab- 
stand genommen habe. Zum anderen verletze § 15 Abs. 1 Satz_2 
Halbsatz 2 des Hessischen Hochschulgesetzes die Grundsätze 
^ ^ e h r i m ^ l ^ ^  gleichgnjgahl. Briefwahlen seien

Bundesverfassungsgericht nicht unbeschrankt und
unbedingt sondern immer nur in Ausnahmefällen für zulässig 
angesehen worden,* nämlich dann, wenn die Wahlberechtigten
‘c . _ ...-.i.,.vp „ur Abgabe ihrer Stimme im Wege derselbst die initiative ^ur valrden die Brief wahlunterlagen aber Briefwahl ergriffen. Hier wurae.i u
allen Wahlberechtigten ohne besonderen Antrag zugesandt Da­
durch sei zu befurchten, daß sich die hochschulpolitiscne 
Auseinandersetzung in privaten Diskussionen etwa in der Weise 
fortsetzen werde, daß der Einzelne - zumal der in besonoeren 
Abhängigkeiten lebende Student - unter Gruppendruck (Aufrufe 
zu "kollektiver Stimmabgabe" oder zu "Wählabenden") nicht
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mehr geheim und frei wählen könne. Dabei komme cs nicht so 
sehr darauf an, daß tatsächlich das Wahlgeheimnis beein­
trächtigt werde, sondern darauf, daß die Högiicnuciz zu 
einer solchen Beeinträchtigung bestehe. Die allgemeine Ein­
führung der Eriefwahl "als Regel" verletze aber zumal unter 
Berücksichtigung der besonderen Lebensbedingungen der Stu­
denten an den Hochschulen auch den Grundsatz der gleichen 
Wahl. Die Briefvahlunterlagen könnten nämlich von anderen ... 
Wahlberechtigten mühelos entwendet und mißbräucnlich ver­
wendet werden. Aber auch ohne solche Manipulationen sei 
schon allein durch die zahlreichen Wohnungswechsel der Stu- 
denten, die oft nicht einmal eigene Briefkästen hätten, die 
Zustellung der Briefwahlunterlagen in einem Maße erschwert, 
daß die Gleichheit der Wahl gefährdet sei.

Der Antragsteller beantragt,

die 2 Abs. 1 Satz 2, 20 Abs. 1 VGTHD und den § 27 WOTHD insoweit, als dieser 
auf die vorbezeichneten Bestimmungen Be- 
üug nimmt, für nichtig zu erklären.

Die Antragsgegr.erin beantragt,

den Antrag zurückzuweisen.

Sie hält das Wahlverfahren mit der ? v t c r .p t  i -eben Zusendung 
der Briefwahlunterlagen zwar für kosteruf•»,• c-adle vnci fehler- 
anfällig. Sie meint aber, daß die angefochtenen LestInnungen 
und § 15 des Hessischen Hochschulgesetzes nicht ungültig seien.
W e m  das Bundesverfassungsgericht die Zulässigkeit der Brie f- 
wahl bei Bundestagswahlen nur unter Hinweis auf.die dort ge­
gebenen Einschränkungen bejaht habe, so gehe diese einschränkende 
Auffassung auf die Überlegung zurück, daß bei allgemeinen Wahlen die 
Abhängigkeitsverhältnisse beispielsweise 1:1 Familien und in 
anderen festgefügten Gruppen einer freien Stimmabgabe bei 
Briefwahlen zuwiderlaufen könnten. Solche Abhängigkeiten



ftb. es aber im Koch.ehulber.ieh nicht.
-cl «c, Ote.tzt.ber., Bit erreicht

ĉ vgÔ i unterlegen die Wenloeteilignt0 - 
werden könne , müsse zwar bezweifelt werden, doch komme
darauf nicht an.

Die Antrag.gesnerin hat einen an den Hessischen K u ~ i s t e r  
gerichteten, ctetailliertenSj^ahrun^^ s .. .
ters vom 17. 7. 1979 über die im, Juni 1979 bei m r  urc. b 
H ^ 7 n  Wahlen zum Konvent und zu den Fachbereichsraten vor- 
gelegt, wegen dessen Einzelheiten auf Blatt 55 his 5 
Akten verwiesen wird.

Der Beigeladene beantragt ebenfalls,

den Antrag zurückzuweisen.

Er meint, f 15 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 des Hessischen Koch-^ 
Schulgesetzes stehe nicht in Vidcrspruch zu 5 .-9 - ‘~z
satz 2 des Koeh.chulrehzenge.etze.. sew.enr.eht im Hochschul- 
bereich sei noch eusfUllungsbedürftiger als Ra,meni-ec.it m  
anderen Esreichen. Im Übrigen ergebe sich «eher *u. den Verb­
leut des 5 39 dos Kochschulra’nnengcseczes noch au- oe^-en
Entstehungsgeschichte, daß die Einftih^g der Brre.h'ahl uzt
der automatischen Zusendung «er ari».-. ti,1«;>ve*-' f~i • - 
zulässig sein solle. Kit diesen Einse t z u n g  s.eze er oer 
Hessische Kultusminister, offenbar nicht allem. »«-*<»- 
enthieiten die Koeh.chulge.etze in den Landern « r l i n 1 
3chle-:iS-Holstein eine entspreche-,,ce «egeiung.
'■ntb'lbs 1 Satz 2 Halbsatz 2 des Hessischen hocrscnnU»- 
s f e ^ i A z e  aucT nichi. allgemeine VahlgrundsStze Die 
^ Ä r u n g  der Eriefv.-ahlen im Hochschulbereich beeurf. nzet 
des Einbaues weiterer Sicherbeitsvorltehrungen. Die vom ~i 
tra"Steiler befürchtete Abhängigkeit des Studenten von p o e ­
tischen oder anderen Gruppierung«, sei überzeichnet. Versuche 
von '.vahlmanibulationen seien schon durch die Jeweils rivali­
sierenden Gruppen zum Scheitern verurteilt. Feiler bei »er _ 
Zustellung der Briefwahlunterlagen oder auch deren retfwe.idun„e.i
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und Fälschungen würden sich letztlich nicht auswirken, weil 
jeder Wahlberechtigte zusätzlich die Möglichkeit habe, zur 
Wahlurne zu gehen. Bei den Urwahlen für die Sozialversicherung 
sei die Briefwahl sogar ausschließlich - ohne nachfolgende 
Urnenwahl - vorgesehen. Im übrigen sichere die Wahlordnung 
die ordnungsmäßige Bestellung der Briefwahlunterlagen, der 
übrigens die Benachrichtigung über die Eintragung in das 
Wählerverzeichnis vorausgehe. Post- und Wrahlamt seien zu Nach­
forschungen verpflichtet, bevor sie die Unzustellbarkeit fest­
stellten. Wenn das Ziel des Gesetzgebers, die Hebung der 
Wahlbeteiligung durch Einführung der Briefwahl, bei der ab- 
gelaufenon Wahl noch nicht erreicht worden sei, so liege dies 
auch daran, daß der Präsident der Antragsgegnerin und der 
AStA der Studentenschaft der Antragsgegnerin dazu aufgerufen 
hätten, möglichst von der Urnenwahl Gebrauch zu machen.

Wegen des weiteren Vortrags der Beteiligten wird auf ihre
Schriftsätze verwiesen. Die Akten der bei dem erkennenden
Senat anhängig gewordenen Verfahren VI TG 1309/79, VI TH 
1310/79 und VI TH 1477/79 sind Gegenstand der mündlichen 
Verhandlung vor dem erkennenden Senat gewesen. Auf ihren 
Inhalt wird Bezug genommen.

/ IEntscheidungsgründeJ
Der Antrag ist zulässig.

Die WOTHD ist eine im Range unter dem Landesgesetz stehende 
Rechtsvorschrift im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO, die 
der erkennende Senat nach § 11 des Hessischen Gesetzes zur ' 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung - HessAGVwGO - vom 
6. 2. 1962 (GVB1. S. 13) auf ihre Vereinbarkeit mit höherrangi­
gem Recht überprüfen darf. Sie wird ihres Charakters als Rechts 
Vorschrift nicht dadurch entkleidet, daß der Hessische Kultus­
minister sie im Wege der Ersatzvornahme gemäß § 19 Abs. 3
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G C' ̂*
Latz'2 des Hessischen KochschuU-osctscs 3cp?sl.Sr.̂ gJSSSî x ssrir

■ *Doppelnatur?", Festschrift für Werner Weber 1974 .
m.w.N.).

Der Antragsteller hat durch die angefochtenen .oes o immun ger 
WOTHD auch einen Wachteil im Sinne des § 47 Abs. 2 L'?-lZ 
Vv.’GO erlitten oder in absehbarer Zeit zu erwarten. Denn_
Student und Mitglied der Hoohechule ($ 4 Abs. 1 ,,r- eS 
Hessischen Universitätsgesetzes - HUG - vom • •
/“GV31 I S. 343 7) ist der Antragsteller zur Mitwirkung, in
der Selbstverwaltung der Hochschule berechtigend verpflic.-
tet' (§ 10 Abs. 2 KKG). Diese Mitwirkung beste..*, m  e.
Linie in der. V.-ahrnetaung des aktiven und passiven behlrechvs
zu den zentralen Kollegialorganen der Hochschule .4 .
m  .,4 Abs. 2, 24 Abs. 2 und Abs. 3 KW). Das aktive und _
passive Wahlrecht wird in der ’.v’O'i’KD, und zwar sncn gerac.^n
den hier angefochtenen Bestimmungen, naner Siegel . ..
angefochtenen üestimnungen die KahlerSebnisse
beeinflussen können, ist dabei nicht aus-
Tschi lesen. Der darin liegende Nachteil für den

! steiler kann auch nicht mit der Überlegung verneint
An ES 1: die Regelung der'Briefwahl mit anschließender werden, aaß die K0geiu.io Auf fas-Urnenvehl in den angefochtenen .Bestimmungen nach aer ..i-

" Antragstellers selbst lediglich die konsequente Fol- 
s.ung oes -trags - 1 Satz 2 Kalbsatz 2 HHG ist, wo-
pe der Anwendung des „ p  ̂ .... -i r,r.
nPCh bei Wahlen zum Konvent und zu den Fachbereicnsra -  ^

ThprpchtiFten - ohne besonderen Antrag - Unterlage*
Briefwahl* zuzusenden sind. Die angefochtenen Eestimmungen^er
WOTHD enthalten nämlich - und schon darin liego 611 
für den Antragsteller-,eine durchaus eigenständige -egelx 0, 
die, wie ihre nähere Ausgestaltung zeigt, an die m  S
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Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 HHG vorgesehene automatische Zusen­
dung der Wahlbriefunterlegen lediglich ^knüpft. Darauf wird 
unten noch einzugehen sein.

Der Antrag ist auch begründet. Die angefochtenen Bestimmungen 
sind ungülxig.

Dabei hat der Senat Bedenken, die schon .auguformellpn Gründen 
gegen die Gültigkeit der WOTHD als Ganzes bestehen, im In­
teresse der Beteiligten, die an einer Entscheidung über aie 
materielle Gültigkeit gerade aer angefochtenen Bestimmungen 
interessiert sind, zurückstellen können. Auf diese Bedenken 
soll hier deshalb nur kurz eingegangen werden.

Bedenken gegen die Gültigkeit der WOTHD als Ganzes könnten sich ' 
daraus ergeben, daß der Hessische Kultusminister die ordnungsge­
mäß in seinem Amtsblatt veröffentlichte (vgl. 21 Abs. 6 
Ilr. 2 Hi!G) WOTHD rj8fil.ich3rwej.se in unangemessenerer rist__er _̂
lassen hat. Denn der Kultusminister kann zwar nach <> 19 Abs. 5 
Satz 2 HHG dann, wenn die zuständigen Stell an die ihnen ob­
liegenden Pflichten nicht erfüllen, die notwendiger. Keßrehmen 
an ihrer Stelle treffen, insbesondere die erforderlichen Vor­
schriften erlassen. Er muß dann aber den z\ st<_nöj.£cn oceile.., 
hier: dem Konvent der Antragsgegnerin, nach S 19 Abs. 3 Satz 1 
]“1G eine angemessene Frist zur Erfüllung ’ uer ;*e:~3:..! icnzu.-g 
setzen. I -ran körnte cs hic-r fehlen. Dabei kann in diesem Zu­
sammenhang dahingestellt bleiben, ob die- "angemessene" Frist 
in § 19 Abs. 3 Satz 1 HHG nicht überhaupt schon großzügiger zu 
bemessen ist eis die "zumutbare" Frist der ^  69 Abs. 1 Kr. 2 
und Abs.' 2 ces Hessischen Verwaltungsvoll streckungsgesc-tzes 
- KessVwVG - vom 4. 7. 1966 (G7B1. I S. 151). Denn jedenfalls 
gilt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit aus § 70 Hess VwVG 
auch im Rahnen des § 19 Abs. 3 HHG, wie überhaupt dis Vor­
schriften des HessVwVG, insbesondere deren y§ 2 ff. , 69 ff., 
bei der Vollziehung von Maßnahmen der Rechtsaufsicnx nach 
dem HHG zur Anwendung gelangen (vgl. dazu Beschluß des er­
kennenden Gerichtshofes vom 10. 1. 1973 - II TH 117/72 -). 
Unverhältnismäßig könnte es hier aber gewesen sein,_vennjigr



Hessische Kultusminister dem Konvent der Antragsgegnerin 
zur Beschlußfassung über die nach seinei Auffassung än 
derungsbedürftigen Bestimmungen der von diesem Gremium^ 
vorgelegten Y/ahlOrdnung innerhalb der Semesterferien eine 
Frist von nicht einmal zwei Y/ochen setzte - der am 3. 3«
1979 zur Post gegebene Erlaß vom 7. 3- 1979 gilt gemäß
§ 41 Abs. 2 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes
- KVwVfG - vom 1. 12. 1976 (GVB1. I S. 454) als am 11. 3.
1979 zugestellt, die Frist zur Erfüllung der Verpflichtung 
war aber nur bis zum 23. 3. 1979 gesetzt während der __ 
Kultusminister für den Erlaß der YJDTHD im Me ge der Ersatz­
vornahme und für deren Veröffentlichung in seinem Amtsblatt 
eine Zeit von nahezu sechs Yfochen beanspruchte. Dabei soll 
unterstellt werden, daß die WOTHD noch in der Ausgabe des 
Amtsblattes des Hessischen Kultusministers vom 30. 4. 1979 
erscheinen mußte, damit die Y/ahlen, deren Durchführung nach 
dem Bericht des Wahlleiters der Antragsgegnerin vom 17. 7-. 
1979 (Bl. 55 ff. d.A.) rund acht Wochen in Anspruch nimmt, 
innerhalb der Frist des § 83 Satz 3 HHG bis Mitte Juni 1979 
durchgeführt werden konnten.

Diese gegen die Gültigkeit der WOTHD als Ganzes bestehenden 
Bedenken konnte der Senat aber zurückstellen. Denn die.ange^. 
fochtenen Bestimmungen sind mltjiöhe^angl£.em Recht J e d e n ^  
falls materiell unvereinbar.

Der Senat sieht allerdings eine Unvereinbarkeit der ange- 
fo^tenen Bestimmungen der WOTHD nicht schon darin, daß 
sie insoweit dem § 15 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 HHG lolgend, 
vörsehen, daß allen Wahlberechtigten die Briefwahlunterlagen 
-"ohne bes7^^di?en_Ant^ ora31 sch " zugesandt^
werden. Der Senat sieht darin weder einen Verstoß gegen § 39 
Satz 2 Halbsatz 2 des Hochschulrahmengesetzes - HRG - vom 
26. 1. 1976 (BGBl. I S. 185) noch einen Verstoß gegen höher^ 
rangige allgemeine Wahlgrundsätze.

11

Die Formulierung in j 39 Sr-tz 2 Halbsatz 2 K..G, wonach allen 
Wahlberechtigten die "Möglichkeit" der Driefvehl zu geben 
i~t; steht nicht im Gegensatz zur ohne Antrag vergüte;:..--non, 
automatischen Zusendung der Briefwahlunterlagen an alle 
YJahlberechtigten. Denn der gesetzliche Y/ortlaut ("Möglich­
keit") läßt nicht erkennen, daß eine Regelung, die die "Mög­
lichkeit" der Briefwahl durch die ohne Antrag vorgenommene, 
automatische Zusendung der Briefwahlunterlagen an eile Voll­
berechtigten noch verbessert, unzulässig sein soll. Eine 
solche Absicht des Gesetzgebers läßt sich auch aus der Ent­
stehungsgeschichte der Vorschrift nicht ablesen, und z\:er 
ruck daraus nicht, daß in § 42 des amtlichen Entwurfs des HRG 
(BTDrucks. 7/1328), der später zum § 39 HRG wurde, die Worte 
"durch Zusendung der Briefwahlunterlagen" im Laufe des Ge­
setz gebungsverfahrens gestrichen worden sind. Denn diese Wor­
te sind lediglich aus Gründen einer "nicht zv:eckmäßigen 
Detailregelung" gestrichen worden (Bericht des Bildur.gsr.us-. 
Schusses des Bundestages vom 9. 12. 197h - BTDrucks. 7/2932), 
also nicht deshalb, weil man eine solche Regelung nicht woll­
te oder sie gar für unzulässig hielt. Angesichts des offenen 
Wortlauts in § 59 Satz 2 Halbsatz 2 HRG wer der Lsndesgesetz- 
gaber somit frei, _eln£..-il££elung zu erlassen, die die "llüglich- 
keit" der Briefwähl durchaus noch verbesserte. Auf die von 
Antragsteller aufgeworfene Frage, ob eine Rahmengesetzgebung 
wie c'ie in 'j 59 HRG eine nicht mehr au.sfül! iingsLc-döritige 
Vollregelunr sein darf (für den Bereich des HRG beacht in 
BVerfGE Ed. 4p. S. 291 J_ 3^3_/; verneint von i.'surz in Hau.nz- 
Dürig-Herzog-Scholz, Grunögesetzkcmmentar, R'dHr. 26 b zu 
Art. 75) kan es vorliegend folglich nicht mehr an.

Die ohne Antrag vorgenommene, automatische Zusendung der 
Briefwahlunterlagen verstößt auch nicht gegen höherrangige 
Wahlgrundsätze, insbesondere euch nicht gegen die Grundsätze 
einer freien, gleichen und geheimen Wehl. Dabei kann hier 
dahingestellt bleiben, cb die zu allgemeinen politischen 
Wahlen entwiekelten Grundsätze mit verfassungsmäßigem Rang 
(Art. 38 Abs. 1 GG, Art. 72, 73 Abs. 2 HV) als solche un-



mittelbar Ruch bei een Wahlen zu den zcircrs ' an Gr£r.«ica c.«* 
Koch schulen gelten. Denn cie Anwendung ciecer 
ergibt sich vorliegend aus dem Wortlaut des b -̂ ts.
Setz 1 HHG, der, insoweit dem § 39 KRG folgend, festlegt, 
daß die zentralen Kollegialorgane und die Fachbereichs­
räte in freien, gleichen und geheimen Wahlen gewählt vor 
den. Die Grundsätze^einer freien, gleichen und geheimen 
Wahl werden jedoch nach dem derzeitigen Erkenntnis stand 
des Senats durch die ohne Antrag vorgenommene, automaxi- 
sche Zusendung der^E^afMahlunterlagen allein nicht ver­
letzt.

Der Senat sieht allerdings, daß mit der ohne Antrag vorge­
nommenen, automatischen Zusendung der Brxef.vdnl- 
ünterlagen Gefahren verbunden sind, die eine urne, gleiche 
und geheime Wahl beeinträchtigen können^

Die Grundsätze einer freien und geheimen V.ahl können eo\-a 
dadurch verletzt werden, daß radikale politische Gruppierun­
gen die automatische Zusendung der 5rie:wahlunterlagen an 
alle wahlberechtigten zum Anlaß nehmen, die Stimmabgabe
durch Anwendung, von^ffenei^oder v erst eck t e r ^ e w a ^
durch ' verhüllte oder unverhüllte— Drohungen, aurch
Ausübung v sychisehen Druckes oder durch Anwendung 'nrerer 
sublimer Methoden, etwa den Aufruf zu ^lsch_versandeter
Solidarität (Solidaritätsveranstaltungen mit rx-monslrewiver
StSTebäabej oder den Apnell an falsch verstandene^gliz^ 
tische Aufrichtigkeit (Aufruf zu offenen Wähle^ercen) zu 
haTwIussen. Plil^nGefehren kann sicherlich 
durch eine Regelung vorgebeugt verdeni,.,.nach„ der aer 
berechtigte selbst die Initiative zur Stimmabgabe de^rrie.- 
v.ahl ergreifen muß, indem etwa ihm die Driafwahlunterirgen 
nur auf A n t r a gesandt werden (BVerfGE Dd^ 21 S . *00^ 

r z o s j l  Bsyr.VGK n.F. Ed. 27 S. 139 £  -147J ) -  ^ ' cn ®"lie 
solche Regelung wäre er jedenfalls dem unmittelosren _
griff radikaler Gruppierungen entzogen. Ls läge denn ii*-!±*cu
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bei ihm, ob er sich den geschilderten Gefahren überhaupt 
aussetzen will.

Ferner kann der Grundsatz der Wahlgleichheit dadurch ver­
letzt werden, daß die automatische Zusendung der Briefwahl­
unterlagen das Wahlergebnis bei ganzen Gruppen von Wählern 
verfälscht. Das kann dadurch geschehen, daß Fehler bei der 
Zustellung der Briefwahlunterlagen manche Gruppen - z.B. 
die Studenten schlechthin oder innerhalb der Gruppe der 
Studenten diejenigen, die zur Untermiete oder in Wohn­
heimen wohnen - besonders benachteiligen, ferner dadurch, 
daß die Kompliziertheit des BriefwahlVorganges selbst 
manche Gruppen vor besondere Probleme stellt, oder 
schließlich dadurch, daß die Manipulationsanfälligkeit 
des BriefwahlVerfahrens den Wählerwillen verfälscht.

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand des Senates sind diese 
Gefahren aber nicht so groß, daß es dem Gesetzgeber von 
vornherein verwehrt ist, eine automatische Zusendung der 
Briefwahlunterlagen bei den Wahlen zu den zentralgen Or­
ganen der Hochschulen einzuführen, wenn der Gesetzgeber 
sich durch eine solche Regelung eine Steigerung der Wahl­
beteiligung erhoffen kann. Nach dem von der Antragsgeg­
nerin vorgelegten Erfahrungsbericht ihres Wahlleiters vom 
17. 7. 1979 (Bl. 55 ff. d.A.) über die im Juni 1979 bei 
ihr durchgeführten Wahlen zum Konvent und zu den Fachbe­
reichsräten sind die Versuche von Wahlbeeinflussungen durch 
radikale politische Gruppierungen offenbar ausgeblieben; 
in dem Bericht wird dazu jedenfalls nichts gesagt. Es kann 
auch wohl davon ausgegangen werden , daß in einem funk-

enden, gleichermaßen offenen wie sicheren Gemeinwesen, 
wie es eine Hochschule darstellt, solche Versuche zumindest 
derzeit keine reale Chance haben. Nicht anders dürften der­
zeit die Versuche von Wahlmanipulationen zu beurteilen sein, 
über die sich der Bericht des Wahlleiters ebenfalls nicht 
verhält. Anders sieht es hingegen mit den Fehlern aus, die 
sich aus der Zustellung der Briefwahlunterlagen selbst er-
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,,u a . i.s.cfc Ccn Bericht des Vfzhlleiters sind von rund 
TSTccÖ versendien 3rlc-*V=Muntei'l?£en 
v -nuscellbar zurUckgeStossaca. Diese j?ebler<Juoi* - k 
I S f T B T S  erheblich, daß sie zwar die Zuldssrgkert 
der automatischen Zusendung der Briefwahlunterlagen ni 
prinzipiell in Frage stellt, andererseits aber.«och a_ 
Korrelat den Einbau besonderer Sicherungsvoritehrungen e

unten noch zu sprechen sein, uas
'gleiche gilt von der außerordentlich hohen Zahl von.jgr. 
gdltigen Stimmen bei der Gruppe der nicht wissensena t- 
lichen Mitarbeiter (179 von 1001 abgegebenen Stimmen), 
darnach "der Darstellung im Bericht des Wahlieiters 
ilst ausschließlich bei der Briefwahl aufgetreten und 
o 'fenber der Kompliziertheit des Briefwahlverfahrens zu­
zurechnen sind.Auch diese Fehlerquelle stellt nach de 
Auffassung des erkennenden Senates die zulässig«! 
automatischen Zusendung der Briefwahlunterlagen nient
prinzipiell in Frage; auch sie verlangt aber— en_zi,_...
von Sicherungsvorkehrungen.

Die geschilderten Fehler sowohl bei der Zusendung den 
Briefwehlunterlagen als auch bei der Vornahme cei nrief 
vrhlhandlung selbst sind auch nicht d e s h a o ^ a n z l - c ^ ^ ^  
vernachlässigen, weil es vwlza»—  - t<~* .,.„on
- • v»< politischen '.fahlen sondern uw u s  \ .......

zur Verwirklichung der Selbstverwaltung in
einer Selbstverwaitungskörperschaft geht. Allerdings isu

. _____„„„ MpT. freier gestellt. Br kann oen * -
■ r  -rakter der Hochschule als SelcspverwaTv.n.g-,sonderen Chc.raKxei uc ------------2—  -T

köfperschaft S d  die b e s g derg D i e ^ n  eie; Leb»
Bävtrisse~der ihr angehorenden^waniberee:.,. gcen

css^

es t r r v T T H r ^ ^ ^ » "  fl” »— » V a h l t e t e l l l g m i a a S ^
C . ^ S T S ^ i T ^ n e  automatische Zusendmig aerBriezw^' 
poterTseen Rechnung Ifenn der Gesetzgeber eber 1
Hinblick auf diese besonderen Verhältnisse an den
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schulen den Briefwählverfahren insgesamt einen Kaum gibt, 
der ihn bei den allgemeinen politischen Vehlen nicht zu- 
kemnt, und wenn er somit die sich aus der Eriefvvhl grund­
sätzlich ergebenden Gefahren in Kauf nimmt, so darf er auf 
der anderen Seite kein Wahlsystem vorschreiBen, das eine 
Korrektur der geschilderten Gefahren verhindert. Er darf 
deshalb bei Wahlen im Hochschulbereich weder die Urnenwahl 
grundsätzlich einschränken noch sie Bedingungen unterwerfen, 
durch die sich die mit der Briefwahl verbundenen Gefahren 
in der Urnenwahl fortsetzen.

Zu dieser einschränkenden Auslegung des Senates zur Zu­
lässigkeit der Briefwahl im Hochschulbereich stehen die 
Regelungen der Briefwahl in anderen Eereichen der Selbst­
verwaltung nicht in Widerspruch. Richtig ist allerdings, 
daß die aufgrund des § 11 Abs. 1 des Heilberufsgesetzes 
vom iO. 11. 1354 (GVB1. S. 135) erlassene ‘Wahlordnung • - ,
für die De5.egiertenversanimlv.ngen der Ärzte —, Zahnärzte —, 
Tierärzte - und Apothekerkammern vom 11. 6. 1959 (QVB1.
S. 12) ausschließlich die Briefwahl— chne nachfolgende 
Urnenwahl - vorsieht und daß nach 45 Abs. 2, 54 Abs. 1 
und 55 Abs. 1 des 4. Buches des Sozialgesetzbuches vom 
25. 12. 1976 (BGBl. I S. 5S45) die Wahlberechtigten zur 
Urnenwahl nur dann zugelassen sind, wenn sie einen Wahlaus- 
v;eis vorweisen können, der ihnen zutr-r.men rät den Drief- 
v.-ehlunterlager. zv.gc-sanöt worden ist. Die Verhältnisse bei 
den Lamm rn für nie Heilberufe und bei den SelVetvcrval- 
tungsorganen der Sozialversicherungsträger lassen sich 
aber nur sehr bedingt mit denen bei den Selbstverwaltungs- 
Organen der Hessischen Hochschulen vergleichen. Einmal ist 
die Präsenz der Mitglieder am Ort ihrer Selbstverwaltungs- 
h.örp er Schaft hei nen Kammern und Sozielversicherunasix'äi'cm* 
regelmäßig noch weniger gegeben als bei den Hochschulen.
Zum anderen dürfte gerade die Zustellung der Eriefwahl- 
unterlagen an die vrahlberechtigten Mitglieder der Sellst- 
vervaltungskörperschaften bei den ersteren weniger Proble­
me verursachen als bei den letzteren. Die mit der Zu­
stellung der Briefv/ahlunterlagen an die wahlberechtigten



1‘itglieder der Hochschulen - und hier insbesondere an die 
dduiiE ihre öchnsitäe~"veränüernden Studenten -_ver^c=nen_ 
Gefahren sind es aber vor allem, die zu der 
Senetes f i Ö ^ J _ d a ß j ^ l g ^ e ] totrag vorgenonnene, ^automa­
tische Zusendung clor Wahlbriefunterlagen ein alle 1,cü.lbe 
rechtigten nur hingenommen werden kann, wenn die ..ahlbe
tDrechtigten s'i^^ r e l  xmd. ohne jede •für eine
Abgabe ihrer Stimme an der Urne entscheiden können, wenn 
1 insbesondere "die Berechtigung zur StiiniTiaDgabe bei der 
| Urheriwähl nicht an die Vorlage der Brief wahlunterlagen ge 
j knüpft ist.

E: ne bei dieser Auslegung zulässige Regelung ist durch § 15 
Abs. 1 Satz 2 Halbs. 2 HHG aber nicht ausgeschlossen. Denn 
diese Vorschrift sieht lediglich die ohne Antrag vorgenommene,
automatische Zusendung der Erieiwahlunterlagen an alle
Wahlberechtigten vor.^Weder schränkt sie d i e Urnenvanl__
ein noch regelt sie ihre Ausgestaltung. Indem sie vielmehr 
Rahm läßt für den Erlaß von Wahlordnungen, die dio aus der 
automatischen Zusendung der Briefwahlunterlagen entstehen­
den Gefahren durch Regelungen gering halten, nach denen 
die Wahlberechtigten sich frei und ohne jede Beschränkung 
für eine Stimmabgabe an der Urne entscheiden können, ge­
nügt sie den Grundsätzen einer freien, gleichen und gemei­
nen Wahl.

Soweit also die WOTHD, dem § 15 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 HHG 
folgend, in ihren §§ 2 Abs. 1 Satz 2 und 20 Abs. 1 die auto­
matische Zusendung der Briefwshlunterlegen an alle VshlBe­
rechtigten versieht, verstößt auch sie'nicht gegen die 
Grundsätze einer freien, gleichen und geheimen Wahl ._Gegen 
den Grundsatz einer gleichenden! verstößt sie aber oeshalb, 
weil die Ausgestaltung der Urnenwahl in den §§ 20 Aus. U 
Satz 2 und 20 a Abs. 2 WOTHD im Zusammenhang mit der vorge­
nannten .Regelung die mit der automatischen Zusendung aer 
Briefwahlunterlagen verbundenen Gefahren unnötig au- die 
Urnenwahl überträgt. In ihrer konkreten Ausgestaltung ist eie

WOTHD deshalb ^gültig. In § 20 a Abs. 2 WOTHD wird nömlicb 
die'’ /bff'be der Stimme an der Urne davon abhängig fienecht, 

g Zer Wahlberechtigte die ihm zugesandten Wahlunterlagen 
mitbringt und sich durch Personalausweis oder Reisepaß 
ausweist. Diese Bestimmung knüpft zwar in konsequenter Weise 
an § 20 Abs. k WOTHD, insbesondere an dessen Satz 2 an, wo­
nach die eingegangenen Wahlbriefe zwei Tage vor Ablauf der 
Eriefwahl geöffnet werden können. Sie müssen also bis zur 
Urnenwahl nicht geöffnet werden, so daß bis zur Urnenwahl 
auch nicht festgestellt werden kann, welche Wähler von der 
Brief wähl Gebrauch gemacht haben. Hann aber das ..-ahlerver- 
zeichnis bis zur Urnenwahl nicht um die Briefwähler berich­
tigt werden, so ist es konsequent, die Stimmabgaoe cei
der "urnenwahl an die Vorlage der Brief wähl un l. erlagen 
knüpfen. Denn nur wer sie noch vorlegen kann, hat zweifels­
frei von der Briefwähl keinen Gebrauch gemacht.

Damit werden nun eher die Unsicherheiten, die .mlt_der__Zuse-n- 
dung der Briefwahlunterlagen wie geschildert verbunden sind, 
unnötig"auf die 'Urnenwahl übertragen. Denn der Wahlberechtig­
te, dem '(Tie Briefvahlunterlagen nicht zugegangen sind oder 
der der mit der Kompliziertheit de: Briefwahlverfahrens ver­
bundenen Gefahr der Ungültigkeit seiner Stimme durch ihre 
Abgabe an der Urne entgehen will, ist im ersten Fall an 
der Briefwahl überhaupt gehindert, im zwei rer. Fall pc-c.en- 
falls dann, wenn er die Unterlagen nicht erhalten h?t^_
Dabei kennt ~es nicht darauf an, daß nach dem Vortrag der 
Aiitragsgegnerin in der mündlichen Verhandlung vor dem er­
kennenden Senat der Wahlvorstand der Antragsgegnerin bei 
der abgelaufenen Wahl die Vorlage der Briefwabluliterlegen 
zur Wahl an der Urne offenbar nicht verlangt hat. Denn maß­
geblich ist für die Entscheidung des erkennenden Senates 
über die Gültigkeit der WOTHD allein die WOTHD selbst, nient 
ihre Nichtanwendung oder unrichtige Auslegung im zunelic-1- 
Unnötig ist die Koppelung der Urnenwahl an die Vorlage cc-r 
Briefwahlunterlagen aber auch deshalb, weil die Berec.nzi- 
g-nng des Wählers zur Teilnahme an der J lrncnwahl durchs«©»

< f l



anders jj&tjfestellt werden könnte als aurcl^prlage der Briefwahlun- 
t e r l a ^ ^  eine Regelung, aie den bisherigen § 20 
Abs. 4%*p2> in der Weise modifizierte, daß das Wahlamt verpflichtet 
würde, die Beteiligung an der Briefwahl.. - nicht etwa schon die Auszäh­
lung der Stimmen - bis zum Beginn der Urnenwahl festzustellen und das 
Wählerverzeichnis entsprechend zu berichtigen. Die Fristen zur Abgabe 
der Wahlbriefe und zur Abgabe der Stimme an der Urne müßten dann freir 
lieh aufeinander abgestimmt werden. Unüberwindliche Hindernisse stün­
den einer solchen oder einer ähnlichen Regelung nach der Auffassung 
des Senates nicht entgegen.

Die Koppelung der Urnenwahl an die Vorlage der Briefwahlunterlagen 
vers^FT'ä^er'm^Timr-tfegen'den in T~15 Abst~T~Satz 1 HHG in Be- 
zug genommenen Grundsatz der gleichen Wahl. Sie verstößt vielmehr 
auch gegen das in §_lj_Abs. 1 Satz 2 Halbs. 1 HHG enthaltene Gebot, 
das wahlverfahren so zu regeln, daß die Voraussetzungen für eine mög­
lichst hohe Wahlbeteiligung geschaffen .werden. Denn wenn derjenige, 
der, aus welchen Gründen auch immer, die Briefwahlunterlagen nicht 
erhalten hat, dadurch nicht nur von einer Teilnahme an der Briefwahl 
ausgeschlossen ist sondern auch an der Urne nicht wählen kann-, so

! wird damit dem Grundsatz an einer möglichst hohen Wahlbeteiligung
| geradezu entgegengewirkt.

! Der Senat hatte nach alledem die Vorschriften, die die ohne Antrag
vorgenommene, automatische Zusendung der Briefwahlunterlagen an die‘| *   ■ ■■■ ~  *%,Wahlberechtigten vorseben und, die Abgabe der Stimme an der Urne an 
die Vorlage der Briefwahlunterlagen knüpfen, für nichtig zu erklären. 
Er war dabei nicht an die Aufzählung der Vorschriften im Antrag des

; Antragstellers beschränkt, veil die dort nicht genannten und eben­
falls für nichtig erklärten Vorschriften denselben Regelungsgegen­
stand betreffen (vgl. etwa die Regelung in § 78 Satz 2 BVerfGG; ähn­
lich zu § 47 VwGO, VGH Bad-Württ., VRspr. Bd. 12 S. 368). Der Senat 
konnte auch die Nichtigerklärung nicht lediglich auf einen Teil der 
Vorschriften beschränken, sei es auf den, der die Zusendung der Brief­
wahlunterlagen vorsieht, sei es auf den, der die Urnenwahl an die 
Vorlage der Brief'wahlunterlagen knüpft. Denn der Senat hau Oe keinen 
Anhaltspunkt dafür, ob und gegebenenfalls welche Tejle der insgesamt 
für nichtig erklärten Vorschriften nach dem erklärten oder mutmaßli­
chen Willen des Verordnungsgebers fortgelten sollen.

>Der Antrag des Antragstellers hat nach alledem Erfolg, ohne daß 
der erkennende Senat die Vereinbarkeit der angefochtenen 
Bestimmungen mit weiteren Vorschriften höherrangigen Rechts

• 4- t w  cw?t läßt deshalb ausdrücklichzu-orüfen brauchte. Der Senc-.t ... , . ..._ . , nminren der « Oi-.O uicni»o-cen ob die angefocj eenen dcsvj- ^  e- - .... . . . .Fr --.rfSäv+i werden müßten, weilficiTön ccshalo für m e n  oig c. . . . , 4  H i
die T Ö tHDT sIs Ganzes mit materiellem Recu - uive.Cx..^
D,s VöHnte - « .  hier indessen ausdrücklich offen hscxbt - 
l " b ä h ^ r  Fell sein, veil die «Uhler der^S,innVEehe
i i a i i r i S ^ m f d i e ^

nehmen Können. Nach § 15 Abs. 1 Satz 1 KHG werden aber dxe 
zentralen Kollegielorganen und zu uen

Fachbereichsräten nach den Grundsätzen aerJ2g£5?.?'_.£ » = » >
Verhältniswahl gewählt, fas unter_d U i e n B e g r i f f C T ^
stehen ist, ob ferner § m r ^ r X i l U T ^ p n t e r ^ r ^ - -  

: “mri— öTj 4c> ins.2 KOG etwas anderes sichtigung aer S§ 20 xf. ----------t T T T T ^ T
regelt, ob schließlich eine Ausnchueregeivng m .  o 
vereinbar väreT das alles brauchte der Sc-nat hier nicht zu
entscheiden.f-.----
Die Kosten des Verfahrens sind der Antragsgegnerin und der 
Bei geladenen - letztere hat ebenfaiTsAbweusung^es^, e r ­
reichen Antrages begehrt - geu.aß §  ̂r
WGO je zur Hälfte au f  erlegt worden.
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